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Begutachtung Bildungsteilzeit, Bildungskarenz: 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Betriebliche Mit-
arbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz, das Landarbeitsgesetz 1984, das Arbeitslo-
senversicherungsgesetz 1977, das Arbeitsmarktservicegesetz, das Arbeitsmarktpolitik-
Finanzierungsgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Ausländerbe-
schäftigungsgesetz geändert werden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Die WKÖ bedankt sich für die Übermittlung des Gesetzesentwurfs und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme. 
 
Ganz allgemein begrüßt die WKÖ die geplanten Änderungen zur Bildungskarenz ebenso wie 
das neue Instrument der Bildungsteilzeit. Die vorgesehene Erfolgskontrolle ist ein erster 
Schritt, damit die Mittel sparsamer und zielgerichteter eingesetzt werden. Allerdings sind die 
quantitativen Anforderungen viel zu niedrig, und überhaupt hätte sich die WKÖ vor dem Hin-
tergrund der bestenfalls ambivalenten Evaluierungsergebnisse mehr Kontrollmaßnahmen hin-
sichtlich Kursauswahl, Teilnahme und Erfolg gewünscht. 
 
Ebenso begrüßt die WKÖ das neue Modell der Bildungsteilzeit. Die Kombination aus Weiter-
bildung und Beschäftigung hat sich schon bei der dualen Berufsausbildung bewährt, verhindert 
ein Herausfallen aus dem Arbeitsmarkt, ist flexibler und fördert das lebensbegleitende Ler-
nen. Allerdings birgt gerade das Modell der Bildungsteilzeit die Gefahr von zu großen Mitnah-
meeffekten. Der sparsame Mitteleinsatz sollte hier besonders gut im Auge behalten werden, 
die im Entwurf angedachte Evaluierung im Jahr 2014 wird daher sehr begrüßt. Schon aus An-
lass der neuen Kontrollmaßnahmen sollte auch die Bildungskarenz nochmals evaluiert werden. 
 
Nachdem für weniger intensive Ausbildungsmaßnahmen nun die Bildungsteilzeit offensteht, 
sollten die Mindestausbildungszeiten für die Bildungskarenz angehoben werden. 20 Stunden, 
von denen nur die Hälfte im Kurs verbracht wird, sind unverhältnismäßig wenig im Vergleich 
zu 40 ausfallenden Arbeitsstunden. 
 
Das neue Modell des Fachkräftestipendiums geht in die richtige Richtung, indem es einerseits 
vor allem jene Ausbildungen fördert, in denen ein Fachkräftemangel herrscht, und anderer-
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seits ein besonderes Augenmerk auf die Auswahl geeigneter Teilnehmer legt. Nach den Erfah-
rungen mit dem 2012 ausgelaufenen wirkungslosen Qualifizierungsbonus sollte auch das Fach-
kräftestipendium nur befristet eingeführt und umfassend evaluiert werden.  
 
Die Kostenansätze der finanziellen Erläuterungen für die Bildungsteilzeit (Tabelle) erscheinen 
niedrig: 10.000 Bildungsteilzeitgeldbezieher sollen nur Kosten von 8,46 Mio Euro verursachen, 
wenn doch 2011 ca. 6.500 Weiterbildungsgeldbezieher Kosten von 76 Mio Euro verursacht ha-
ben?  
 
 
Die Anmerkungen im Detail: 
 
§ 11a AVRAG 
 
Zu begrüßen ist die Anlehnung der Bildungsteilzeit an das Modell der Bildungskarenz. Dass die 
Bildungskarenz auch nach dem Krisenjahr 2009 weiterhin boomt, zeigt, dass die Vorausset-
zung der Vereinbarung mit dem AG und die sonstigen Rahmenbedingungen kein Hemmnis für 
Bildungsmaßnahmen sind, im Gegenteil: Eine strengere, bürokratische Regelung (etwa analog 
Elternteilzeit) würde die Ausbildungsbereitschaft ersticken. Insofern sind die § 11a Abs 2 bis 5 
stimmig und werden ausdrücklich befürwortet. Auch die Mindestarbeitszeit von 10 Stunden ist 
sinnvoll. 
 
Dass nach § 11 Abs 1 schon die Reduktion der Arbeitszeit um ein Viertel Bildungsteilzeit be-
gründet, ist problematisch: Einerseits entstehen viele Bagatellansprüche, andererseits bewegt 
man sich hier bereits im Bereich der möglichen Arbeitszeitschwankungen infolge von Saison-
spitzen oder einjähriger Durchrechnung, sodass die Abgrenzung schwierig wird.  
 
§ 6 Abs 4 BMSVG 
 
Negativ wird § 6 Abs 4 BMSVG gesehen, weil er weder dem Modell der Bildungskarenz noch der 
Linie der Aliquotierung entsprechend Arbeitszeit entspricht. 
 
§ 26 Abs 1 AlVG (Bildungskarenz) 
 
Mindestausmaß: Die Evaluierung hat gezeigt, dass Bildungskarenz sehr häufig für Teilzeitaus-
bildungen in Anspruch genommen wird. So gebührt das volle Weiterbildungsgeld schon ab ei-
ner Maßnahme von 20 Wochenstunden, wovon aber nur die Hälfte auf die Kursteilnahme ent-
fallen muss (die wiederum nicht einmal kontrolliert wird). Dazu kann selbst diese niedrige 
Latte noch unterschritten werden (§ 26 Abs 1 Z 2 2. Satz). Eine Anhebung dieser Mindeststun-
denanzahl ist jetzt umso gerechtfertigter, als die Bildungsteilzeit ohnehin erstmals Kurse mit 
wenigen Stunden ermöglicht. 
 
Richtwert für weniger intensive Maßnahmen, für die keine Bildungskarenz, sondern nur mehr 
Bildungsteilzeit in Frage kommt, kann hier die AMS-Bundesrichtlinie BEMO (zur Förderung der 
beruflichen Mobilität) sein, die Schulungsteilnehmern, die Vollzeitausbildungen ab 25 Wo-
chenstunden absolvieren, die volle Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhalts (DLU) zuge-
steht, zwischen 16 bis 24 Wochenstunden aber eine geringere Unterstützung vorsieht.  
 
Die in der Ziffer 4 vorgesehene Nachschärfung, wonach künftig eine sechsmonatige arbeitslo-
senversicherungspflichtige Beschäftigung Voraussetzung ist, wird im Sinn eines sparsamen 
Mitteleinsatzes begrüßt.  
 
Erfolgsnachweis: Weiters begrüßt die WKÖ grundsätzlich den in der Ziffer 5 vorgesehenen 
Erfolgsnachweis bei Hochschulstudien. Allerdings liegt die Latte mit vier Semesterstunden 
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(das sind außerdem bekanntlich jeweils nur 45 Minuten, zudem dauert ein Uni-Semester fak-
tisch nur 3,5 Monate) viel zu niedrig. Gleichzeitig wird ja Weiterbildungsgeld für ausgefallene 
vierzig Arbeitsstunden bezogen! Die Absolvierung in der Regelstudienzeit erfordert 30 ECTS-
Punkte pro Semester, hier werden nur 8 Punkte gefordert. Die Absolvierung einer Blockveran-
staltung von wenigen Tagen reicht für ein halbes Jahr!  
 
Damit werden nur Totalverweigerer ausgeschlossen. Zudem ist hier ein gewisser Erfolgsdruck 
besonders notwendig, weil die Evaluierung der Bildungskarenz bei Hochschulstudien schwache 
Ergebnisse gezeigt hat. Werden diese Anforderungen, die ja noch dazu nach Z 5 letzter 
Satz unterschritten werden können, nicht mindestens verdreifacht, erscheinen sie als 
Alibiaktion!  
 
Zudem sollte dieser Erfolgsnachweis auch für andere Ausbildungen vorgesehen werden.  
 
Bezüglich des Inkrafttretens ist klarzustellen, ob die Nachweispflicht nur für ab dem 1.7.2013 
beginnende oder auch für bereits laufende Ausbildungen gilt. 
 
§ 26a AlVG (Bildungsteilzeit) 
 
Bei der in der Ziffer 3 vorgesehenen Voraussetzung, dass die Normalarbeitszeit ununterbro-
chen 6 Monate lang gleich hoch gewesen sein soll, ist unklar, ob sie sich auf die geleistete 
und/oder vereinbarte Arbeitszeit bezieht. 
 
Das oben zum Erfolgsnachweis für Hochschulstudien Gesagte gilt sinngemäß für die Bil-
dungsteilzeit. Die quantitativen Anforderungen sind massiv zu erhöhen. 
 
Die im Absatz 3 vorgesehene Möglichkeit neben der Bildungsteilzeit einer geringfügigen Be-
schäftigung nachzugehen, sollte auf jene Fälle, in denen die geringfügige Beschäftigung be-
reits zuvor 6 Monate ausgeübt wurde, beschränkt werden. Hier ist eine Differenzierung zwi-
schen Bildungsteilzeit und  Bildungskarenz geboten. Im Rahmen einer Bildungskarenz ist es 
sinnvoll, den Kontakt zum Arbeitsmarkt wenigstens im Rahmen eines geringfügigen Dienstver-
hältnisses aufrecht zu erhalten. Im Rahmen der Bildungsteilzeit besteht der Kontakt zum Ar-
beitsmarkt ohnehin weiter, die Arbeitszeit wird nur zwecks Weiterbildung reduziert. Würde 
gleichzeitig mit Bildungsteilzeit ein geringfügiges Dienstverhältnis aufgenommen, würde dies 
den Zweck der Bildungsteilzeit konterkarieren. Die Aufnahme eines neuen geringfügigen 
Dienstverhältnisses sollte daher nicht möglich sein. 
 
Die Schwellen nach Z 5 schaffen Bürokratie und werden als ganz entbehrlich gesehen. 
 
Bildungsteilzeitgeld: Die Berechnung ist missverständlich, da über die Reduktion der Wo-
chenstunden der Tagsatz ermittelt wird. Die Pauschale bedeutet bei Niedriglohnempfängern 
den vollen Einkommensersatz und deutlich mehr als das Arbeitslosengeld für die ausfallende 
Arbeitszeit. Das kann in Verbindung mit der geringen Mindestzeit und den fehlenden Kontrol-
len zu Missbrauch führen. 
 
§ 34b AMSG (Fachkräftestipendium) 
 
Die WKÖ begrüßt insbesondere die in § 34 b Abs 1 Z 4 und Abs 2 umschriebene, am Erfolg der 
Weiterbildung orientierte, Teilnehmerauswahl. Das ist umso wichtiger, als die Ausbildungen 
im Rahmen des Fachkräftestipendiums eher länger dauern, somit teuer sein werden und der 
große Mitteleinsatz nur bei einem entsprechenden Erfolg zu rechtfertigen ist.   
 
Ebenso begrüßt die WKÖ, dass § 34b Abs 1 Z 5 Erfolgsnachweise ausdrücklich als Bedingung für 
das Fachkräftestipendium nennt. Die WKÖ schlägt vor – nachgebildet den neuen Erfolgsnach-
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